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Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Sicherheits- und Ordnungs-
gesetzes a n bu ndesve rfass u n gsge ri chtl iche Vorgaben
lhr Schreiben vom 14.06.2023

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Mucha,
sehr geehrte Damen und Herren,

der Ausschuss für lnneres, Bau und Digitalisierung des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern hat die Gewerkschaft der Polizei Mecklenburg-Vorpommern (GdP MV)
mit Schreiben vom 14. Juni 2023 um eine Stellungnahme zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Anpassung des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes an bundesverfas-
sungsgerichtliche Vorgaben gebeten.

Die relativ knapp bemessene Stellungnahmefrist während der Urlaubszeit ließ leider
keine frühzeitigere Antwort zu. Die verspätete Vorlage der Stellungnahme bitten wir
daher zu entschuldigen.

An der geplanten Anhörung nimmt der Landesvorsitzende der GdP MV Herr
Christian Schumacher gerne teil.

Die GdP MV bedankt sich für die Möglichkeit und nimmt wie folgt Stellung:

Selbstverständlich begrüßt die GdP die Überarbeitung, Anpassung und die Klar-
stellu ng von Regelungen des Sicherheits-u nd Ord nu ngsgesetzes Mecklenbu rg-

Vorpommern (SOG M-V), welche insbesondere durch den Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichtes vom 9. Dezember 2022 (1 BvR 1345121) geboten sind.

lnwieweit die ebenfalls beabsichtigte Aufhebung des bisherigen S 48b Abs. 2 Satz2
SOG M-V den Beanstandungen der Europäischen Kommission Rechnung trägt,
bleibt abzuwarten.



Die GdP MV geht davon aus, dass von der derzeitigen landesregierung darüber-
hinausgehende eigene Vorstellungen zu wesentlichen Anderungen des SOG M-V

aufgrund der zeitlichen Dringlichkeit der Gesetzänderungen nicht berücksichtigt
werden konnten.

Die GdP verzichtet daher und mit Blick auf die zeitliche Dringlichkeit der Gesetzes-
änderu ngen a uf weitergehend e Ausfü h ru ngen zum Gesetzentwurf.

Gleichwohl möchte die Gewerkschaft der Polizei die Gelegenheit nutzen und auf die

- schon auf Grund einer aktuell bundesweiten Weiterentwicklung der Gefahrenab-
wehrgesetze - zu enryartende Reform des SOG M-V hinweisen. Bei dieser Reform

dürfen nicht nur die aktuellen höchstrichterlichen Rechtsprechungen Berücksich-
tigung finden. Die Reform sollte auch einen Gestaltungswillen des Landtages und

der Landesregierung bei der lnneren Sicherheit erkennen lassen. Erwähnt sei in die-

sem Kontext an die Praxistauglichkeit, die Verständlichkeit und die möglichst bun-

desweite Harmonisierung von Polizei- und Gefahrenabwehrgesetzen.

Der Schutz der lnneren Sicherheit Deutschlands vor schweren und schwersten Straf-

taten erfordert nach Auffassung der Gewerkschaft der Polizei optimal vernetzte Poli-

zeien, unanfechtbare polizeigesetzliche Grundlagen sowie vor allem politische Einig-

keit. Wenn es um die Innere Sicherheit geht, müssen parteipolitische lnteressen hin-

tenanstehen.

Mit freundlichen Grüßen

ä-fu.L
Christian Schumacher
Landesvorsitzender


